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I. FIRMA, SITZ, ZWECK UND GEGENSTAND DES UNTERNEHMENS

§ 1 Firma und Sitz
   

(1) Die Firma der Genossenschaft lautet:  Raiffeisenbank Türkheim eG
   

(2) Die Genossenschaft hat ihren Sitz in:  86842 Türkheim

§ 2 Zweck und Gegenstand
   

(1) ZweckderGenossenschaftistdiewirtschaftlicheFörderungundBetreuungder
Mitglieder.

   

(2) GegenstanddesUnternehmensistdieDurchführungvonbanküblichenundergänzen-
den Geschäften, sowie des Waren- und Dienstleistungsgeschäfts, insbesondere

   

a)die Pflege des Spargedankens, vor allem durch Annahme von Einlagen;
 b)die Gewährung von Krediten aller Art;

c)dieÜbernahmevonBürgschaften,GarantienundsonstigenGewährleistungen
sowie die Durchführung von Treuhandgeschäften;

d)die Durchführung des Zahlungsverkehrs;
e)dieDurchführungdesAuslandsgeschäftseinschließlichdesAn-undVerkaufvon
Devisen und Sorten;

f) die Vermögensberatung, Vermögensvermittlung und Vermögensverwaltung;
g)derErwerbunddieVeräußerungsowiedieVerwahrungundVerwaltungvon
Wertpapieren und anderen Vermögenswerten;

h)dieVermittlungoderderVerkaufvonBausparverträgen,Versicherungenund
Reisen;

i) der gemeinschaftliche Einkauf landwirtschaftlicher Bedarfsartikel;
j) der gemeinschaftliche Verkauf landwirtschaftlicher Erzeugnisse;
k)derHandelmitsonstigenWarenundErbringungsonstigerDienstleistungen;
l) die Errichtung von Gebäuden,derErwerb von Immobilien (Grundstücke,
Gebäude,Wohnungs-oderTeileigentum)sowiederVerkauf,dieVermietung
und die Verwaltung von Immobilien.

   

(3) DieGenossenschaftkannZweigniederlassungenerrichtenundsichanUnternehmen
beteiligen.

   

(4) Die Ausdehnung des Geschäftsbetriebs auf Nichtmitglieder ist zugelassen.

II. MITGLIEDSCHAFT
 
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft
   

(1) Die Mitgliedschaft können erwerben:
   

a)natürliche Personen;
 b)Personengesellschaften;

c)juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts.
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(2) Die Mitgliedschaft wird erworben durch
   

a)einevondemBeitretendenzuunterzeichnendeunbedingteBeitrittserklärung,die
den Anforderungen des Genossenschaftsgesetzes entsprechen muss und

b)Zulassung durch die Genossenschaft.
   

(3) DasMitgliedistunverzüglichindieMitgliederliste(§16Abs.2Buchst.f)einzutragen
und hiervon unverzüglich zu benachrichtigen.

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft
   

Die Mitgliedschaft endet durch
   

a)Kündigung (§ 5);
 b)Übertragung des Geschäftsguthabens (§ 6 Abs. 1);

c)Tod (§ 7);
d)Auflösung einer juristischen Person oder Personengesellschaft (§ 8);
e)Ausschluss (§ 9).

§ 5 Kündigung
   

(1) JedesMitgliedhatdasRecht,seineMitgliedschaftzumSchlusseinesGeschäftsjahres
zu kündigen.

   

(2) SoweiteinMitgliedmitmehrerenGeschäftsanteilenbeteiligtist,ohnehierzudurchdie
SatzungodereineVereinbarungmitderGenossenschaftverpflichtetzusein,kannes
seineBeteiligungmiteinem odermehrerenseinerweiterenGeschäftsanteilezum
Schluss eines Geschäftsjahres kündigen.

   

(3) DieKündigungmussschriftlicherklärtwerdenundderGenossenschaftmindestens
3 Monate vor Schluss eines Geschäftsjahres zugehen.

§ 6 Übertragung des Geschäftsguthabens
   

(1) EinMitgliedkannjederzeit,auchim LaufedesGeschäftsjahres,seinGeschäfts-
guthabendurchschriftlichenVertrageinemanderenübertragenundhierdurchausder
GenossenschaftohneAuseinandersetzungausscheiden,sofernderErwerberbereits
MitgliedistoderanseinerStelleMitgliedwird.IstderErwerberbereitsMitglied,soist
die Übertragung des Geschäftsguthabens nurzulässig,sofern sein bisheriges
GeschäftsguthabennachZuschreibungdesGeschäftsguthabensdesVeräußerersden
zulässigenGesamtbetragderGeschäftsanteile,mitdenenderErwerberbeteiligtist
oder sich beteiligt, nicht übersteigt.

   

(2) Ein Mitglied kann sein Geschäftsguthaben, ohne aus der Genossenschaft
auszuscheiden,teilweiseübertragenunddamitdieAnzahlseinerGeschäftsanteile
verringern. Abs. 1 gilt entsprechend.

   

(3) Die Übertragung des Geschäftsguthabens odereines Teils davon bedarfder
ZustimmungderGenossenschaft.Diesgiltnichtim Falldes§76Abs.2des
Genossenschaftsgesetzes.

§ 7 Ausscheiden durch Tod
   

MitdemTodescheideteinMitgliedaus;seineMitgliedschaftgehtaufdenErbenüber.
DieMitgliedschaftdesErbenendetmitdemSchlussdesGeschäftsjahres,indemder
Erbfall eingetreten ist (§ 77 Abs. 1 des Genossenschaftsgesetzes).
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§ 8 Auflösung einer juristischen Person oder einer Personengesellschaft
   

WirdeinejuristischePersonodereinePersonengesellschaftaufgelöstodererlischtsie,
soendetdieMitgliedschaftmitdemSchlussdesGeschäftsjahres,indemdieAuflösung
oderdasErlöschenwirksamgewordenist.ImFallderGesamtrechtsnachfolgewirddie
Mitgliedschaftbis zum Schluss des Geschäftsjahres durch den Gesamtrechts-
nachfolger fortgesetzt.

§ 9 Ausschluss
   

(1) EinMitgliedkannausderGenossenschaftzum SchlusseinesGeschäftsjahres
ausgeschlossen werden, wenn

   

a)es trotz schriftlicherAufforderung unterAndrohung des Ausschlusses den
satzungsmäßigenodersonstigenderGenossenschaftgegenüberbestehenden
Verpflichtungen nicht nachkommt;

b)es unrichtige Jahresabschlüsse oderVermögensübersichten einreichtoder
sonstunrichtigeoderunvollständigeErklärungenüberseinerechtlichenoder
wirtschaftlichen Verhältnisse abgibt;

c)esdurchNichterfüllungseinerVerpflichtungengegenüberderGenossenschaft
diese schädigtodergeschädigthatoderwegen derNichterfüllung einer
Verbindlichkeit gerichtliche Maßnahmen notwendig sind;

d)eszahlungsunfähig geworden oderüberschuldetoderübersein Vermögen
ein Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens gestellt worden ist;

e)sein dauernder Aufenthaltsort unbekannt ist;
f) sichseinVerhaltenmitdenBelangenderGenossenschaftnichtvereinbarenlässt,
insbesonderewennderGeschäftsbetriebderGenossenschaftnichtodernicht
mehr genutzt wird.

   

(2) FürdenAusschlussistderVorstandzuständig.MitgliederdesVorstandsoderdes
Aufsichtsrats können jedoch nur durch Beschluss der Generalversammlung
ausgeschlossen werden.

   

(3) VorderBeschlussfassungistdemAuszuschließendenGelegenheitzugeben,sichzu
dem beabsichtigten Ausschlusszu äußern.Hierbeisind ihm die wesentlichen
Tatsachen,aufdenenderAusschlussberuhensoll,sowiedersatzungsmäßige
Ausschließungsgrund mitzuteilen.

   

(4) DerBeschluss,durchdendasMitgliedausgeschlossenwird,hatdieTatsachen,auf
denenderAusschlussberuht,sowiedensatzungsmäßigenAusschließungsgrund
anzugeben.

   

(5) DerBeschlussistdem Ausgeschlossenenvondem Vorstandunverzüglichdurch
eingeschriebenenBriefmitzuteilen.VonderAbsendungdesBriefesankanndas
MitgliednichtmehranderGeneralversammlungteilnehmenundnichtMitglieddes
Vorstands oder Aufsichtsrats sein.

   

(6) DerAusgeschlossenekann,wennnichtdieGeneralversammlungdenAusschluss
beschlossenhat,innerhalbeinesMonatsseitderAbsendungdesBriefesBeschwerde
beim Aufsichtsrateinlegen.Die Beschwerdeentscheidung des Aufsichtsrats ist
genossenschaftsintern endgültig.

   

(7) Es bleibtdem Ausgeschlossenen unbenommen,gegen den Ausschluss den
ordentlichen Rechtsweg zu beschreiten.Derordentliche Rechtsweg istjedoch
ausgeschlossen,wenndasMitgliedvonderBeschwerdemöglichkeitgemäßAbsatz6
keinen Gebrauch gemacht hat.
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§ 10Auseinandersetzung
   

(1) Fürdie Auseinandersetzung zwischen dem ausgeschiedenen Mitglied und der
GenossenschaftistderfestgestellteJahresabschlussmaßgebend;Verlustvorträgesind
nachdemVerhältnisderGeschäftsanteilezuberücksichtigen.ImFallderÜbertragung
des Geschäftsguthabens (§ 6) findet eine Auseinandersetzung nicht statt.

   

(2) DasausgeschiedeneMitgliedhatAnspruchaufAuszahlungdesAuseinandersetzungs-
guthabens;fürdieAuszahlungistdieZustimmungvonVorstandundAufsichtsrat
erforderlich.Darüberhinaus hates keine Ansprüche aufdas Vermögen der
Genossenschaft.DieGenossenschaftistberechtigt,beiderAuseinandersetzungdieihr
gegendasausgeschiedeneMitgliedzustehendenfälligenForderungengegendas
Auseinandersetzungsguthaben aufzurechnen. Der Genossenschaft haftet das
AuseinandersetzungsguthabendesMitgliedsalsPfandfüreinenetwaigenAusfall,
insbesondere im Insolvenzverfahren des Mitglieds.

   

(3) DieAbsätze1bis2geltenentsprechendfürdieAuseinandersetzungnachKündigung
einzelner Geschäftsanteile.

§ 11Rechte der Mitglieder
   

JedesMitgliedhatdasRecht,nachMaßgabedesGenossenschaftsgesetzesundder
SatzungdieLeistungenderGenossenschaftinAnspruchzunehmenundander
Gestaltung der Genossenschaft mitzuwirken. Es hat insbesondere das Recht,

   

a)anderGeneralversammlungundanihrenBeratungen,AbstimmungenundWahlen
teilzunehmen;

b)inderGeneralversammlungAuskünfteüberAngelegenheitenderGenossenschaft
zu verlangen (§ 34);

c)AnträgefürdieTagesordnungderGeneralversammlunggemäß§28Abs.4
einzureichen;

d)Anträge aufBerufung eineraußerordentlichen Generalversammlung gemäß
§ 28 Abs. 2 einzureichen;

e)nach Maßgabe der einschlägigen Bestimmungen und Beschlüsse am
Jahresgewinn teilzunehmen;

 f) rechtzeitigvorFeststellungdesJahresabschlussesdurchdieGeneralversammlung
aufseine Kosten eine Abschriftdes Jahresabschlusses,des gesetzlichen
Lageberichts und des Berichts des Aufsichtsrats zu verlangen;

g)das zusammengefasste Ergebnis des Prüfungsberichts einzusehen;
h)die Mitgliederliste einzusehen.

§ 12Pflichten der Mitglieder
   

JedesMitgliedhatdiePflicht,dasInteressederGenossenschaftzuwahren.Eshat
insbesondere

   

a)den Bestimmungen des Genossenschaftsgesetzes,derSatzung und den
Beschlüssen der Generalversammlung nachzukommen;

b)dieEinzahlungenaufdenGeschäftsanteiloderaufweitereGeschäftsanteile
gemäß § 37 zu leisten;

c)der Genossenschaft jede Änderung seiner Anschrift, bei Unternehmen
ÄnderungenderRechtsform sowiederInhaber-undBeteiligungsverhältnisse
unverzüglich mitzuteilen;
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d)Angebotsunterlagen,Preise und Konditionen,Rundschreiben und sonstige
Informationen der Genossenschaft im Warengeschäft gegenüber
Außenstehenden vertraulich zu behandeln.

III. ORGANE DER GENOSSENSCHAFT

§ 13Organe der Genossenschaft
   

Organe der Genossenschaft sind:
   

A. DER VORSTAND
B. DER AUFSICHTSRAT
C. DIE GENERALVERSAMMLUNG

A. DER VORSTAND

§ 14Leitung der Genossenschaft
   

(1) Der Vorstand leitet die Genossenschaft in eigener Verantwortung.
   

(2) DerVorstandführtdieGeschäftederGenossenschaftgemäßdenVorschriftender
Gesetze,insbesondere des Genossenschaftsgesetzes,der Satzung und der
Geschäftsordnung für den Vorstand.

   

(3) DerVorstand vertrittdie Genossenschaftgerichtlich und außergerichtlich nach
Maßgabe des § 15.

§ 15Vertretung
   

(1) DieGenossenschaftwirddurchzweiVorstandsmitgliederoderdurcheinVorstandsmit-
gliedgemeinsammiteinemProkuristenvertreten.DerAufsichtsratkanneinzelneoder
alleVorstandsmitgliedervondemVerbotderMehrvertretungdes§1812.Alternative
BGBbefreien,ihnenalsodieBefugniserteilen,beiallenRechtsgeschäften,welchedie
GenossenschaftmitodergegenüberDrittenvornimmt,zugleichalsVertreterDritterzu
handeln.

   

(2) Die Erteilung von Prokura,Handlungsvollmachtund sonstigen Vollmachten zur
rechtsgeschäftlichenVertretungistzulässig.NäheresregeltdieGeschäftsordnungfür
den Vorstand.

§ 16Aufgaben und Pflichten des Vorstands
   

(1) Die Vorstandsmitgliederhaben beiihrerGeschäftsführung die Sorgfalteines
ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters einer Kreditgenossenschaft
anzuwenden.ÜbervertraulicheAngabenundGeheimnisse,namentlichBetriebs-oder
Geschäftsgeheimnisse,dieihnendurchdieTätigkeitimVorstandbekanntgeworden
sind, haben sie Stillschweigen zu bewahren.

   

(2) Der Vorstand ist insbesondere verpflichtet,
   

a)die Geschäfte entsprechend genossenschaftlicher Zielsetzung zu führen;
b)eine Geschäftsordnung im Einvernehmen mitdem Aufsichtsrataufzustellen,
die dereinstimmigen Beschlussfassung im Vorstand bedarfund von allen
Vorstandsmitgliedern zu unterzeichnen ist;
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c)die füreinen ordnungsgemäßen Geschäftsbetrieb notwendigen personellen,
sachlichen und organisatorischen Maßnahmen rechtzeitig zu planen und
durchzuführen;

d)fürein ordnungsgemäßes Rechnungswesen zu sorgen,das einerseits der
Rechnungslegungundandererseitsdem Controllingim SinnevonPlanungund
Steuerung dient;

e)dieBestimmungendesStatutsderSicherungseinrichtungdesBVReinschließlich
derVerfahrensregelnsowiedieBestimmungenderSatzungderBVRInstituts-
sicherung GmbH zu beachten;

f) überdieZuständigkeitfürdieZulassungdesMitgliedschaftserwerbsundfürdie
Beteiligung mit weiteren Geschäftsanteilen sowie für das Führen der
Mitgliederliste nach Maßgabe des Genossenschaftsgesetzes zu entscheiden;

g)ordnungsgemäßeInventurenvorzunehmenundeinInventarverzeichniszumEnde
des Geschäftsjahres aufzustellen und unverzüglich dem Aufsichtsrat vorzulegen;

h)innerhalbvondreiMonatennachEndedesGeschäftsjahresdenJahresabschluss
und den gesetzlichen Lageberichtaufzustellen,beides unverzüglich dem
Aufsichtsratund-ggf.nachPrüfunggemäß§340kHGB-sodannmitdessen
Berichtder Generalversammlung zur Feststellung des Jahresabschlusses
vorzulegen;

i) im PrüfungsberichtfestgehalteneMängelabzustellenunddem Prüfungsverband
darüber zu berichten.

§ 17Berichterstattung gegenüber dem Aufsichtsrat
   

DerVorstandhatdenAufsichtsratmindestensvierteljährlich,aufVerlangenoderbei
wichtigemAnlassunverzüglichüberdiegeschäftlicheEntwicklungderGenossenschaft
-insbesondere im Hinblick aufetwaige Kreditrisiken -,die Einhaltung der
genossenschaftlichen Grundsätze und die Unternehmensplanung zu unterrichten.

§ 18Zusammensetzung und Dienstverhältnis
   

(1) Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Mitgliedern.
   

(2) DieVorstandsmitgliederwerdenvomAufsichtsratbestelltundangestellt;erkanneinen
Vorsitzenden oder Sprecher des Vorstands ernennen.

   

(3) DerAufsichtsratsvorsitzende,beidessenVerhinderungseinStellvertreter,unter-
zeichnet namens der Genossenschaft die Dienstverträge mit den Vorstandsmitgliedern.

   

(4) FürdieKündigungdesDienstverhältnisseseinesVorstandsmitgliedsunterEinhaltung
dervertraglichenodergesetzlichenFristsowiefürdenAbschlussvonAufhebungs-
vereinbarungenistderAufsichtsrat,vertretendurchseinenVorsitzendenbzw.bei
dessenVerhinderungdurchseinenStellvertreter,zuständig.Fürdieaußerordentliche
KündigungdesDienstverhältnissesauswichtigemGrund(fristloseKündigung)istdie
Generalversammlungzuständig.DieBeendigungdesDienstverhältnisseshatdie
Aufhebung der Organstellung zur Folge.

   

(5) MitgliederdesVorstandsscheidenmitEndedesKalenderjahresausdem Vorstand
aus, in dem sie das gesetzliche Renteneintrittsalter erreichen.

   

(6) Die Generalversammlung kann jederzeit ein Vorstandsmitglied seines Amtes entheben.
   

(7) DerAufsichtsratistbefugt,nachseinemErmessenMitgliederdesVorstandsvorläufig,
biszurEntscheidungderunverzüglichzuberufendenGeneralversammlung,vonihren
Geschäften zu entheben und die erforderlichen Maßnahmen zureinstweiligen
Fortführung der Geschäfte zu treffen.
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§ 19Willensbildung
   

(1) DieEntscheidungendesVorstandsbedürfengrundsätzlichderBeschlussfassung.
Näheres regelt die Geschäftsordnung für den Vorstand.

   

(2) DerVorstandistbeschlussfähig,wennmehralsdieHälfteseinerMitgliedermitwirkt.Er
fasstseineBeschlüssemitMehrheitdergültigabgegebenenStimmen.BeiStimmen-
gleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt.

   

(3) EineBeschlussfassungistohneEinberufungeinerSitzungim Wegeschriftlicher
AbstimmungoderdurchandereFernkommunikationsmedienzulässig,wennkein
Mitglied des Vorstandes diesem Verfahren widerspricht.

   

(4) BeschlüssesindzuBeweiszweckenordnungsgemäßzuprotokollieren.DieProtokolle
sindfortlaufendzunummerieren.SiesindvondenanderBeratungmitwirkenden
Vorstandsmitgliedernzuunterzeichnen.NäheresregeltdieGeschäftsordnungfürden
Vorstand.

   

(5) Wird überAngelegenheiten derGenossenschaftberaten,die Interessen eines
Vorstandsmitglieds,seinesEhegatten,seinerEltern,Kinder,Geschwisterodereiner
vonihm kraftGesetzesoderVollmachtvertretenenPersonberühren,darfdas
betreffendeVorstandsmitgliedanderBeratungundAbstimmungnichtteilnehmen.
Das Vorstandsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.

§ 20Teilnahme an Sitzungen des Aufsichtsrats
   

DieMitgliederdesVorstandssindberechtigt,andenSitzungendesAufsichtsrats
teilzunehmen,wenn nichtdurch besonderen Beschluss des Aufsichtsrats die
Teilnahmeausgeschlossenwird.IndenSitzungendesAufsichtsratshatderVorstand
dieerforderlichenAuskünfteübergeschäftlicheAngelegenheitenzuerteilen.Beider
Beschlussfassung des Aufsichtsrats haben die Mitgliederdes Vorstands kein
Stimmrecht.

§ 21Organkredite
   

KrediteanVorstandsmitgliederbedürfendervorherigenZustimmungderübrigen
VorstandsmitgliederunddesAufsichtsrats.KrediteanVorstandsmitglieder,dieum
nichtmehrals10%desnachSatz1beschlossenenBetrageserhöhtwerden,bedürfen
jedoch nicht der Zustimmung der übrigen Vorstandsmitglieder.

B. DER AUFSICHTSRAT

§ 22Aufgaben und Pflichten
   

(1) DerAufsichtsrathatdieGeschäftsführungdesVorstandszuüberwachenundsichzu
diesemZwecküberdieAngelegenheitenderGenossenschaftzuunterrichten;erhat
auchdarüberzuwachen,dassderVorstanddieBestimmungendesStatutsder
Sicherungseinrichtung des BVR einschließlich derVerfahrensregeln sowie die
BestimmungenderSatzungderBVR InstitutssicherungGmbH beachtet.Erkann
jederzeitBerichterstattungvomVorstandverlangenundselbstoderdurcheinzelnevon
ihmzubestimmendeMitgliederdieBücherundSchriftenderGenossenschaftsowie
denKassenbestandunddieBeständeanWertpapieren,HandelspapierenundWaren
einsehenundprüfen.AucheineinzelnesMitglieddesAufsichtsratskannAuskünfte,
jedoch nur an den Aufsichtsrat, verlangen.
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(2) DerAufsichtsratkannzurErfüllungseinergesetzlichenundsatzungsmäßigenPflichten
ausseinerMitteAusschüssebildenundsichderHilfevonSachverständigenauf
KostenderGenossenschaftbedienen.SoweitderAufsichtsratAusschüssebildet,
bestimmter,obdieseberatendeoderentscheidendeBefugnishaben;außerdem
bestimmt er die Zahl der Ausschussmitglieder. Ein Ausschuss mit
EntscheidungsbefugnismussmindestensausdreiPersonenbestehen.EinAusschuss
istbeschlussfähig,wennmehralsdieHälfteseinerMitglieder-beiBeschlussfassung
überOrgankreditejedochnichtwenigeralsdrei-anwesendsind.FürdieBeschluss-
fassung gilt ergänzend § 25.

   

(3) DerAufsichtsrathatdenJahresabschluss,dengesetzlichenLageberichtundden
VorschlagdesVorstandsfürdieVerwendungeinesJahresüberschussesoderfürdie
Deckung einesJahresfehlbetrageszu prüfen und derGeneralversammlung vor
FeststellungdesJahresabschlussesdarüberBerichtzuerstatten.JedesMitglieddes
Aufsichtsrats hat den Inhalt des Prüfungsberichts zur Kenntnis zu nehmen.

   

(4) DerAufsichtsrathatanderBesprechungdesvoraussichtlichenErgebnissesder
gesetzlichenPrüfung(Schlussbesprechung)teilzunehmenundsichindernächsten
Generalversammlung über das Ergebnis dieser Prüfung zu erklären.

   

(5) EinzelheitenüberdieErfüllungderdemAufsichtsratobliegendenPflichtenregeltdie
GeschäftsordnungdesAufsichtsrats.Sieistvom AufsichtsratnachAnhörungdes
Vorstandsaufzustellen und jedem Mitglied desAufsichtsratsgegen Empfangs-
bescheinigung auszuhändigen.

   

(6) DieMitgliederdesAufsichtsratshabenbeiihrerTätigkeitdieSorgfalteinesordentlichen
undgewissenhaftenAufsichtsratsmitgliedseinerKreditgenossenschaftanzuwenden.
SiehabenüberallevertraulichenAngabenundGeheimnissederGenossenschaft
sowiederMitgliederundKunden,dieihnendurchdieTätigkeitimAufsichtsratbekannt
geworden sind, Stillschweigen zu bewahren.

   

(7) DieMitgliederdesAufsichtsratsdürfenkeinenachdemGeschäftsergebnisbemessene
Vergütung(Tantieme)beziehen.Auslagenkönnenersetztwerden.EinePauschal-
erstattungdieserAuslagenbeschließenVorstandundAufsichtsratgemäß§23Abs.1
Buchst.l.DarüberhinausgehendeVergütungenbedürfenderBeschlussfassungder
Generalversammlung.

   

(8) DerAufsichtsratvertrittdieGenossenschaftgegenüberdenVorstandsmitgliedern
gerichtlich und außergerichtlich.

   

(9) Beschlüsse desAufsichtsratswerden durch den Vorsitzenden,im Falldessen
Verhinderung durch seinen Stellvertreter, vollzogen.

§ 23Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat
   

(1) ÜberfolgendeAngelegenheitenberatenVorstandundAufsichtsratgemeinsam und
beschließen in getrennter Abstimmung:

   

a)denErwerb,dieBebauung,dieBelastungunddieVeräußerungvonGrundstücken
und grundstücksgleichen Rechten; ausgenommen sind der Erwerb von
GrundstückenundgrundstücksgleichenRechtenzurRettungeigenerForderungen
sowie deren Veräußerung;

b)dieAufnahme,AusgliederungoderAufgabevonGeschäftenim Sinnevon§2
Abs. 2, soweit nicht die Generalversammlung nach § 30 Buchst. m zuständig ist;

c)die Übernahme und die Aufgabe von Beteiligungen;
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d)die Abgabe von rechtserheblichen Erklärungen von besondererBedeutung,
insbesonderedenAbschlussvonDienst-,Miet-undanderenVerträgen,durch
welche wiederkehrende Verpflichtungen in erheblichem Umfang für die
Genossenschaftbegründetwerden,überdieAnschaffungundVeräußerungvon
beweglichenSachenimWertvonmehrals50.000,-EURsowieübererforderliche
ErklärungenimZusammenhangmitdemStatutderSicherungseinrichtungdesBVR
sowie der Satzung der BVR Institutssicherung GmbH; 

e)den Beitritt zu Verbänden;
f) dieFestlegungvonTerminundOrtderGeneralversammlung,dieDurchführung
derGeneralversammlungohnephysischePräsenzderMitglieder(§36aAbs.1),
dieMöglichkeitderTeilnahmederMitgliederanderGeneralversammlungimWege
derelektronischenKommunikation(§36aAbs.5),dieMöglichkeitderMitwirkung
anderBeschlussfassungeinernuralsPräsenzversammlungdurchgeführten
Generalversammlung (§ 36b) und die Bild- und Tonübertragung der
Generalversammlung (§ 36c);

g)die Verwendung der Ergebnisrücklagen gemäß § 39;
h)die Errichtung und Schließung von Zweigniederlassungen,Zweigstellen und
Warenlagern;

i) die Erteilung von Prokura;
j) die Aufnahme oder Aufgabe eines Geschäftsbereichs im Warengeschäft;
k)die Bestellung des Geschäftsführers, soweit dieser nicht dem Vorstand angehört;
l) die Festsetzung von Pauschalerstattungen derAuslagen an Mitgliederdes
Aufsichtsrats gemäß § 22 Abs. 7;

m)die Hereinnahme von Genussrechtskapital,die Begründung nachrangiger
Verbindlichkeiten und stiller Beteiligungen.

   

(2) GemeinsameSitzungenwerdenvondemVorsitzendendesAufsichtsratsoderdessen
Stellvertreter einberufen. Für die Einberufung gilt § 25 Abs. 4 Satz 2 entsprechend.

   

(3) DenVorsitzindengemeinsamenSitzungenführtderVorsitzendedesAufsichtsrats
oder dessen Stellvertreter.

   

(4) VorstandundAufsichtsratsindbeschlussfähig,wennmehralsdieHälftederMitglieder
des Vorstands und mehr als die Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrats anwesend sind.

   

(5) EinAntragistabgelehnt,wennernichtdieMehrheitsowohlimVorstandalsauchim
Aufsichtsrat findet.

   

(6) BeschlüssesindzuBeweiszweckenineingemeinsamesProtokollaufzunehmen;das
ErgebnisdergetrenntenAbstimmungisthierbeifestzuhalten;ergänzendgilt§19
Abs. 4 und § 25 Abs. 5 entsprechend.

§ 24 Zusammensetzung und Wahl des Aufsichtsrats
   

(1) DerAufsichtsratbestehtausmindestensdreiMitgliedern,dievonderGeneral-
versammlunggewähltwerden.DieZahlderAufsichtsratsmitgliedersolldurchdrei
teilbarsein.Gehören derGenossenschafteingetragene Genossenschaften als
Mitgliederan,könnenderenMitglieder,soweitsienatürlichePersonensind,inden
AufsichtsratderGenossenschaftberufenwerden;gehörenderGenossenschaftandere
juristischePersonenoderPersonengesellschaftenan,giltdiesfürderenzurVertretung
befugte Personen.

   

(2) BeiderWahlderMitgliederdesAufsichtsratsmussjederWahlberechtigtedie
Möglichkeithaben,überjedeneinzelnenKandidatenabzustimmen.FürdieWahlgiltim
Übrigen § 33.
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(3) Das Amt eines Aufsichtsratsmitglieds beginnt mit dem Schluss der
Generalversammlung,diedieWahlvorgenommenhat,undendetam Schlussder
Generalversammlung,diefürdasdritteGeschäftsjahrnachderWahlstattfindet;hierbei
wird das Geschäftsjahr,in welchem das Aufsichtsratsmitglied gewähltwird,
mitgerechnet.JährlichscheideteinDrittelderAufsichtsratsmitgliederaus.Fürdas
AusscheidenistdieAmtsdauermaßgebend;beigleicherAmtsdauerentscheidetdas
Los.IstdieZahlderAufsichtsratsmitgliedernichtdurchdreiteilbar,soscheidet
zunächst der kleinere Teil aus. Wiederwahl ist zulässig.

   

(4) DasAmteinesAufsichtsratsmitgliedsendetsofort,wennesdaraufberuht,dassdas
AufsichtsratsmitgliedMitglied einereingetragenenGenossenschaftist,unddiese
Mitgliedschaftbeendetist.EntsprechendesgiltfürzurVertretungandererjuristischer
PersonenoderPersonengesellschaftenbefugtePersonen,wennderenVertretungs-
befugnis endet.BestehtStreitüberdie Beendigung derMitgliedschaftbzw.
Vertretungsbefugnis,entscheidetdieschriftlicheErklärungderGenossenschaftbzw.
anderenjuristischenPersonoderPersonengesellschaft,dassdieMitgliedschaftbzw.
Vertretungsbefugnis beendet ist.

   

(5) ScheidenMitgliederimLaufeihrerAmtszeitaus,sobestehtderAufsichtsratbiszur
nächstenordentlichenGeneralversammlung,inderdieErsatzwahlenvorgenommen
werden,nurausdenverbleibendenMitgliedern.FrühereErsatzwahlendurcheine
außerordentlicheGeneralversammlungsindnurdannerforderlich,wenndieZahlder
Aufsichtsratsmitgliederunterdreiherabsinkt.ErsatzwahlenerfolgenfürdenRestder
Amtsdauer ausgeschiedener Aufsichtsratsmitglieder.

   

(6) Personen,diedas65.Lebensjahrvollendethaben,könnennichtindenAufsichtsrat
gewählt werden.

   

(7) DieMitgliederdesAufsichtsratsdürfennichtzugleichVorstandsmitglieder,dauernde
StellvertreterderVorstandsmitglieder,Prokuristenoderzum Betriebdesgesamten
Geschäfts ermächtigte Handlungsbevollmächtigte sein.

   

(8) AusdemVorstandausgeschiedeneMitgliederkönnenerstindenAufsichtsratgewählt
werden, wenn sie für ihre gesamte Vorstandstätigkeit entlastet worden sind.

§ 25Konstituierung, Beschlussfassung
   

(1) DerAufsichtsratwähltausseinerMitteeinenVorsitzendensowieeinenStellvertreter.
SitzungendesAufsichtsratswerdendurchseinenVorsitzenden,imVerhinderungsfall
durchdessenStellvertreter,einberufen.SolangeeinVorsitzenderundeinStellvertreter
nichtgewähltoderverhindertsind,werdendieAufsichtsratssitzungendurchdasan
Lebensjahren älteste Aufsichtsratsmitglied einberufen.

   

(2) DerAufsichtsratistbeschlussfähig,wennmehralsdieHälfteseinerMitgliedermitwirkt.
Er fasstseine Beschlüsse mitMehrheitder gültig abgegebenen Stimmen.
StimmenthaltungenundungültigeStimmenwerdennichtmitgerechnet.BeiStimmen-
gleichheitgilteinAntragalsabgelehnt;beiWahlenentscheidetindiesemFalldasLos;
§ 33 gilt sinngemäß.

   

(3) EineBeschlussfassungistohneEinberufungeinerSitzungim Wegeschriftlicher
AbstimmungoderdurchentsprechendeFernkommunikationsmedienzulässig,wenn
derVorsitzendedesAufsichtsratsoderseinStellvertretereinesolcheBeschluss-
fassung veranlasst und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren widerspricht.
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(4) DieSitzungendesAufsichtsratssollenmindestensvierteljährlichstattfinden.Außerdem
hatderVorsitzendeeineSitzungunterMitteilungderTagesordnungeinzuberufen,
sooftdiesimInteressederGenossenschaftnötigerscheintoderwennesderVorstand
odermindestensdieHälftederAufsichtsratsmitgliederschriftlichunterAngabedes
ZwecksundderGründeverlangt.WirddiesemVerlangennichtentsprochen,sokönnen
die Antragsteller unter Mitteilung des Sachverhalts selbst den Aufsichtsrat einberufen.

   

(5) BeschlüssesindzuBeweiszweckenordnungsgemäßzuprotokollieren.DieProtokolle
sindfortlaufendzunummerieren.SiesindvonmindestenszweiSitzungsteilnehmernzu
unterzeichnen und mit den sonstigen Unterlagen beider Genossenschaft
aufzubewahren.

   

(6) Wird überAngelegenheiten derGenossenschaftberaten,die Interessen eines
Aufsichtsratsmitglieds,seinesEhegatten,seinerEltern,Kinder,Geschwisterodereiner
vonihm kraftGesetzesoderVollmachtvertretenenPersonberühren,darfdas
betreffendeAufsichtsratsmitgliedanderBeratungundAbstimmungnichtteilnehmen.
Das Aufsichtsratsmitglied ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören.

   

(7) Ergänzend gilt die Geschäftsordnung des Aufsichtsrats.

C. DIE GENERALVERSAMMLUNG

§ 26Ausübung der Mitgliedsrechte
   

(1) DieMitgliederübenihreRechteindenAngelegenheitenderGenossenschaftinder
Generalversammlung aus.

   

(2) Jedes Mitglied hat eine Stimme.
   

(3) Geschäftsunfähige,beschränktgeschäftsfähigePersonensowiejuristischePersonen
übenihrStimmrechtdurchdengesetzlichenVertreter,Personengesellschaftendurch
ihre zur Vertretung ermächtigten Gesellschafter aus.

   

(4) Mitglieder,derengesetzlicheVertreteroderzurVertretungermächtigteGesellschafter,
können sich durch Bevollmächtigte vertreten lassen. Mehrere Erben eines
verstorbenen Mitglieds (§ 7) können das Stimmrecht nur durch einen
gemeinschaftlichenBevollmächtigtenausüben.EinBevollmächtigterkannnichtmehr
alszweiMitgliedervertreten.BevollmächtigtekönnennurMitgliederderGenossen-
schaft,Ehegatten,Eltern,KinderoderGeschwistereinesMitgliedsseinodermüssen
zum Vollmachtgeberin einem Gesellschafts-oderAnstellungsverhältnisstehen.
Personen,andiedieMitteilungüberdenAusschlussabgesandtist(§9Abs.5),sowie
Personen,diesichgeschäftsmäßigzurAusübungdesStimmrechtserbieten,können
nicht bevollmächtigt werden.

   

(5) Stimmberechtigtegesetzlichebzw.ermächtigteVertreteroderBevollmächtigtemüssen
ihre Vertretungsbefugnis auf Verlangen des Versammlungsleiters schriftlich
nachweisen. Die Regelung in § 36a Abs. 4 bleibt unberührt.

   

(6) NiemandkannfürsichodereinenanderendasStimmrechtausüben,wenndarüber
Beschlussgefasstwird,oberoderdasvertreteneMitgliedzuentlastenodervoneiner
Verbindlichkeitzubefreienist,oderobdieGenossenschaftgegenihnoderdas
vertreteneMitgliedeinenAnspruchgeltendmachensoll.Eristjedochvorder
Beschlussfassung zu hören.
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§ 27Frist und Tagungsort
   

(1) DieordentlicheGeneralversammlunghatinnerhalbdererstensechsMonatenach
Ablauf des Geschäftsjahres stattzufinden.

   

(2) Außerordentliche Generalversammlungen können nach Bedarf einberufen werden.
   

(3) DieGeneralversammlungfindetam SitzderGenossenschaftstatt,sofernnicht
VorstandundAufsichtsratgemäß§23Abs.1Buchst.feinenanderenTagungsortoder
deren ausschließlich schriftliche und / oder elektronische Durchführung festlegen.

§ 28Einberufung und Tagesordnung
   

(1) DieGeneralversammlungwirddurchdenAufsichtsrateinberufen.DerAufsichtsratist
zurEinberufungverpflichtet,wennhierfüreingesetzlicherodersatzungsmäßigerGrund
vorliegtoderwenndiesimInteressederGenossenschafterforderlichist,namentlich
auf Verlangen des Prüfungsverbandes.

   

(2) DieMitgliederderGenossenschaftkönneninTextformunterAnführungdesZwecks
und derGründe die Einberufung eineraußerordentlichen Generalversammlung
verlangen.HierzubedarfesmindestensdeszehntenTeilsderMitglieder,höchstens
jedoch 150 Mitglieder.

   

(3) Die Generalversammlung wird durch unmittelbare Benachrichtigung sämtlicher
MitgliederinTextformoderdurchBekanntmachunginderdurch§46vorgesehenen
Form einberufenunterEinhaltungeinerFristvonmindestenszweiWochen,die
zwischendemTagdesZugangs(Absatz7)bzw.derVeröffentlichungderEinberufung
unddemTagderGeneralversammlungliegenmuss.BeiderEinberufungistdieTages-
ordnung bekannt zu machen. Die §§ 36a bis 36c bleiben unberührt.

   

(4) DieTagesordnungwirdvondemjenigenfestgesetzt,derdieGeneralversammlung
einberuft.MitgliederderGenossenschaftkönneninTextform unterAnführungdes
ZwecksundderGründeverlangen,dassGegenständezurBeschlussfassunginder
Generalversammlungangekündigtwerden;hierzubedarfesmindestensdeszehnten
Teils der Mitglieder, höchstens jedoch 150 Mitglieder.

   

(5) ÜberGegenstände,derenVerhandlungnichtsorechtzeitigangekündigtist,dass
mindestenseineWochezwischendemZugangderAnkündigung(Absatz7)unddem
TagderGeneralversammlungliegt,könnenBeschlüssenichtgefasstwerden;hiervon
sindjedochBeschlüsseüberdenAblaufderVersammlungsowieüberAnträgeauf
Berufung einer außerordentlichen Generalversammlung ausgenommen.

   

(7) Zu Anträgen und Verhandlungen ohne Beschlussfassung bedarf es keiner
Ankündigung.

   

(8) IndenFällenderAbsätze3und5geltendieMitteilungenalszugegangen,wennsie
zwei Werktage vor Beginn der Frist zur Post gegeben worden sind.

§ 29Versammlungsleitung
   

DenVorsitzinderGeneralversammlungführtderVorsitzendedesAufsichtsratsoder
seinStellvertreter(Versammlungsleiter).DurchBeschlussderGeneralversammlung
kannderVorsitzeinem MitglieddesVorstands,desAufsichtsrats,einem anderen
MitgliedderGenossenschaftodereinemVertreterdesPrüfungsverbandesübertragen
werden.DerVersammlungsleiterernennteinenSchriftführerunderforderlichenfalls
Stimmzähler.
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§ 30Gegenstände der Beschlussfassung
   

DieGeneralversammlungbeschließtüberdieimGenossenschaftsgesetzundindieser
Satzung bezeichneten Angelegenheiten, insbesondere über

      

a)Änderung der Satzung;
b)Umfang der Bekanntgabe des Prüfungsberichts des Prüfungsverbandes;
c)FeststellungdesJahresabschlusses,VerwendungdesJahresüberschussesoder
Deckung des Jahresfehlbetrages;

d)Entlastung des Vorstands und des Aufsichtsrats;
e)WahlderMitgliederdesAufsichtsratssowieFestsetzungeinerVergütungimSinne
von § 22 Abs. 7;

f) WiderrufderBestellungvonMitgliederndesVorstandsunddesAufsichtsrats
sowie außerordentliche Kündigung der Dienstverträge der Vorstandsmitglieder;

g)Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft;
h)WahleinesBevollmächtigtenzurFührungvonProzessengegenAufsichtsrats-
mitglieder wegen ihrer Organstellung;

i) Führung von Prozessen gegen im Amtbefindliche und ausgeschiedene
Vorstands- und Aufsichtsratsmitglieder wegen ihrer Organstellung;

j) Festsetzung derBeschränkungen beiKreditgewährung gemäß § 49 des
Genossenschaftsgesetzes;

k)Austritt aus genossenschaftlichen Verbänden;
l) Verschmelzung,Spaltung oderFormwechselderGenossenschaftnach den
Vorschriften des Umwandlungsgesetzes;

m)Aufnahme, Übertragung oder Aufgabe eines wesentlichen Geschäftsbereichs;
n)Auflösung der Genossenschaft;
o)Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflösung;
p)Einführung der Vertreterversammlung, Zustimmung zur Wahlordnung und
Wahlen zum Wahlausschuss.

§ 31Mehrheitserfordernisse
   

(1) DieBeschlüssederGeneralversammlungbedürfendereinfachenMehrheitdergültig
abgegebenenStimmen,soweitnichtdasGesetzoderdieseSatzungeinegrößere
Mehrheit vorschreibt.

   

(2) EineMehrheitvondreiViertelndergültigabgegebenenStimmenistinsbesonderein
folgenden Fällen erforderlich:

   

a)Änderung der Satzung;
b)WiderrufderBestellungvonMitgliederndesVorstandsmitAusnahmederin§40
des Genossenschaftsgesetzes geregelten Fälle sowie von Mitgliedern des
Aufsichtsrats;

c)Ausschluss von Vorstands- und Aufsichtsratsmitgliedern aus der Genossenschaft;
d)Austritt aus genossenschaftlichen Verbänden;
e)VerschmelzungundSpaltungderGenossenschaftnachdenVorschriftendes
Umwandlungsgesetzes;

f) Auflösung der Genossenschaft;
g)Fortsetzung der Genossenschaft nach beschlossener Auflösung;
h)Aufhebung der Einschränkung des Anspruchs auf Auszahlung des
Auseinandersetzungsguthabens.
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(3) EinBeschlussüberdieÄnderungderRechtsform bedarfderMehrheitvonneun
ZehntelndergültigabgegebenenStimmen.BeiderBeschlussfassungüberdie
Auflösung sowie die Änderung derRechtsform müssen überdie gesetzlichen
Vorschriften hinauszweiDrittelallerMitgliederineinernurzudiesem Zweck
einberufenen Versammlung anwesend sein.Wenn diese Mitgliederzahlin der
Versammlung,dieüberdieAuflösungoderüberdieÄnderungderRechtsform
beschließt,nichterreichtist,kannjedeweitereVersammlungohneRücksichtaufdie
ZahldererschienenenMitgliederinnerhalbdesselbenGeschäftsjahresüberdie
Auflösung oder den Formwechsel beschließen.

   

(4) VorBeschlussfassungüberdieVerschmelzung,SpaltungoderFormwechselnachden
VorschriftendesUmwandlungsgesetzes,AuflösungoderFortsetzungderaufgelösten
GenossenschaftistderPrüfungsverbandzuhören.EinGutachtendesPrüfungs-
verbandesistvomVorstandrechtzeitigzubeantragenundinderGeneralversammlung
zu verlesen.

   

(5) DieAbsätze3und5könnennurunterdeninAbsatz3genanntenVoraussetzungen
geändert werden.

§ 32Entlastung
   

(1) NiemandkannfürsichodereinenanderendasStimmrechtausüben,wenndarüber
Beschluss gefasst wird, ob er oder das vertretene Mitglied zu entlasten ist.

   

(2) ÜberdieEntlastungvonVorstandundAufsichtsratistgetrenntabzustimmen;hierbei
haben weder die Mitglieder des Vorstands noch des Aufsichtsrats ein Stimmrecht.

§ 33Abstimmungen und Wahlen
   

(1) Abstimmungen und Wahlen müssen geheim erfolgen,wenn derVorstand,der
AufsichtsratodermindestensdervierteTeilderbeiderBeschlussfassunghierüber
gültig abgegebenen Stimmen es verlangt.

   

(2) BeiderFeststellungdesStimmenverhältnisseswerdennurdiegültigabgegebenen
Stimmen gezählt; Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen werden nicht
berücksichtigt.BeiStimmengleichheitgilteinAntragalsabgelehnt;beiWahlen
entscheidetindiesenFällendasLos.FürjedenzuwählendenKandidatenkannjeweils
nur eine Stimme abgegeben werden.

   

(3) WirdeineWahlgeheimdurchgeführt,sohatjederWahlberechtigtesovieleStimmen,
wieMandatezuvergebensind.DerWahlberechtigtebezeichnetaufdemStimmzettel
dievorgeschlagenenKandidaten,denenerseineStimmegebenwill.Gewähltsinddie
Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten.

   

(4) WirdeineWahloffendurchgeführt,soistfürjedeszuvergebendeMandatein
besondererWahlgang erforderlich.Gewähltist,wermehrals die Hälfte der
abgegebenengültigenStimmenerhaltenhat.ErhältkeinKandidatimerstenWahlgang
dieerforderlicheMehrheit,sowirdeineStichwahlzwischenjeweilsdenbeiden
Kandidatendurchgeführt,diediemeistenStimmenerhaltenhaben.IndiesemFallist
derKandidatgewählt,derdiemeistenStimmenerhält.SindnichtmehrKandidaten
vorgeschlagen,alsMandateneuzubesetzensind,sokanngemeinsam (enbloc)
abgestimmt werden, sofern dem nicht widersprochen wird.

   

(5) DerGewähltehatspätestensunverzüglichnachderWahlderGenossenschaft
gegenüber zu erklären, ob er die Wahl annimmt.
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§ 34Auskunftsrecht
   

(1) Jedem Mitglied istaufVerlangen in derGeneralversammlung Auskunftüber
Angelegenheiten derGenossenschaftzu geben,soweites zursachgemäßen
BeurteilungdesGegenstandsderTagesordnungerforderlichist.DieAuskunfterteilt
der Vorstand oder der Aufsichtsrat.

   

(2) Die Auskunft darf verweigert werden, soweit
   

a)dieErteilungderAuskunftnachvernünftigerkaufmännischerBeurteilunggeeignet
ist, der Genossenschaft einen nicht unerheblichen Nachteil zuzufügen;

b)die Fragen steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern betreffen;
c)dieErteilungderAuskunftstrafbarwäreodereinegesetzliche,satzungsmäßige
oder vertragliche Geheimhaltungspflicht verletzt würde;

d)dasAuskunftsverlangendiepersönlichenodergeschäftlichenVerhältnisseeines
Dritten betrifft;

e)essichum arbeitsvertraglicheVereinbarungenmitVorstandsmitgliedernoder
Mitarbeitern der Genossenschaft handelt;

f) die Verlesung von Schriftstücken zu einerunzumutbaren Verlängerung der
Generalversammlung führen würde.

§ 35Versammlungsniederschrift
   

(1) BeschlüssederGeneralversammlungsindzuBeweiszweckenordnungsgemäßzu
protokollieren.

   

(2) DieNiederschriftsollspätestensinnerhalbvonzweiWochennachdemSchlussder
Generalversammlung erfolgen.Dabeisollen Ortund Tag oderZeitraum der
Versammlung,Name des Versammlungsleiters sowie Artund Ergebnis der
AbstimmungenunddieFeststellungendesVersammlungsleitersüberdieBeschluss-
fassungangegebenwerden.DieNiederschriftmussvondemVersammlungsleiter,dem
Schriftführer und den Vorstandsmitgliedern,die an der Generalversammlung
teilgenommenhaben,unterschriebenwerden;ihrsinddieBelegeüberdieEinberufung
als Anlagen beizufügen.

   

(3) DerNiederschriftistindenFällendes§47Abs.3desGenossenschaftsgesetzesein
VerzeichnisdererschienenenodervertretenenMitgliederundderVertretervon
Mitgliedernbeizufügen.BeijedemerschienenenodervertretenenMitgliedistdessen
Stimmenzahl zu vermerken.

   

(4) Die Niederschriftistmitden dazugehörenden Anlagen aufzubewahren.Die
Einsichtnahme ist jedem Mitglied der Genossenschaft zu gestatten.

   

(5) ZusätzlichistderNiederschriftimFallder§§36a,36bderSatzungeinVerzeichnis
überdieanderBeschlussfassungmitwirkendenMitgliederbeizufügenunddarindieArt
der Stimmabgabe zu vermerken.

§ 36Teilnahme der Verbände
   

VertreterdesPrüfungsverbandesunddergenossenschaftlichenSpitzenverbändesind
berechtigt, an jeder Generalversammlung teilzunehmen und sich jederzeit zu äußern.
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§36aSchriftlicheoderelektronischeDurchführungderGeneralversammlung(virtuelle
  Generalversammlung), elektronische Teilnahme an einer Präsenzversammlung

   

(1) Die Generalversammlung kann auch ohne physische Präsenz derMitglieder
abgehaltenwerden(virtuelleGeneralversammlung).IndiesemFallsinddenMitgliedern
zusammen mitderEinberufung sämtliche Informationen mitzuteilen,die zur
uneingeschränktenTeilnahmeanderGeneralversammlungbenötigtwerden.Dazu
gehöreninsbesondereInformationenüberevtl.Zugangsdatensowiedarüberhinaus,
aufwelcheWeisedasRede-,Antrags-,Auskunfts-undStimmrechtausgeübtwerden
kannundwieundbiswanndieschriftlicheoderelektronischeStimmabgabezuerfolgen
hat.

   

(2) DieTeilnahmeandervirtuellenGeneralversammlungkanndergestalterfolgen,dass
dietechnischeAusgestaltungeineZwei-Wege-KommunikationderMitgliedermitden
Organen und untereinander in der Generalversammlung ermöglicht.

   

(3) DieTeilnahmeandervirtuellenGeneralversammlungkannauchdergestalterfolgen,
dassdieZwei-Wege-KommunikationderMitgliedermitdenOrganenunduntereinander
ineinerdem AbstimmungsvorgangvorgelagertenDiskussionsphaseermöglichtwird.
DerZeitraum zwischendem BeginnderDiskussionsphaseunddem Abschlussder
AbstimmungsphasestelltindiesemFalldieGeneralversammlungdar.IsteineFristzu
berechnen,istindiesemFallhinsichtlichdesTagsderGeneralversammlungaufden
BeginnderDiskussionsphaseundhinsichtlichdesSchlussesderGeneralversammlung
auf das Ende der Abstimmungsphase abzustellen.

   

(4) DieAusübungvonStimmvollmachten(§26Abs.4)ineinervirtuellenGeneral-
versammlungistzulässig,wenndieVollmachtdemVorstandmindestenseineWoche
vor dem Tag der Generalversammlung in schriftlicher Form nachgewiesen wird.

   

(5) DieMitgliederkönnenanderGeneralversammlungauchohneAnwesenheitineiner
Präsenzversammlung teilnehmen und ihre Rechte im Wege elektronischer
Kommunikationausüben(elektronischeTeilnahmeaneinerPräsenzversammlung),
wennderVorstanddiesmitZustimmungdesAufsichtsratsfestlegt.ImÜbrigengelten
die vorstehenden Absätze.

§36bSchriftlicheoderelektronischeMitwirkunganderBeschlussfassungeinernur
   als Präsenzveranstaltung durchgeführten Generalversammlung

   

(1) Istgestattetworden,anderBeschlussfassungeinernuralsPräsenzveranstaltung
durchgeführten Generalversammlung schriftlich oder im Wege elektronischer
Kommunikationmitzuwirken,istzusammenmitderEinberufungmitzuteilen,wieundbis
wann die schriftliche oder elektronische Stimmabgabe zu erfolgen hat.

   

(2) § 36a Abs. 4 gilt entsprechend.

§ 36c Übertragung der Generalversammlung in Bild und Ton
   

Die Übertragung derGeneralversammlung in Bild und Ton istzulässig.Die
Entscheidungdarüber,obundaufwelcheWeisedieGeneralversammlunginBildund
Tonübertragenwird,obliegtdemVorstandmitZustimmungdesAufsichtsrats.DieArt
und Weise der Übertragung ist mit der Einberufung bekannt zu machen.
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IV EIGENKAPITAL UND HAFTSUMME

§ 37Geschäftsanteil und Geschäftsguthaben
   

(1) Der Geschäftsanteil beträgt 100,- EUR.
   

(2) AufdenGeschäftsanteilsindmindestens50,-EURsofortnachEintragungindie
Mitgliederliste einzuzahlen. Über weitere Einzahlungen entscheidet die
Generalversammlunggemäß §50desGenossenschaftsgesetzes.Dievorzeitige
Volleinzahlung des Geschäftsanteils ist zugelassen.

   

(3) EinMitgliedkannsichmitweiterenGeschäftsanteilenbeteiligen.DieBeteiligungeines
Mitgliedsmiteinem zweitenGeschäftsanteildarferstzugelassenwerden,wennder
ersteGeschäftsanteilvolleingezahltist;EntsprechendesgiltfürdieBeteiligungmit
weiteren Geschäftsanteilen. Für die Einzahlung gilt Absatz 2 entsprechend.

   

(4) DieaufdenGeschäftsanteilgeleistetenEinzahlungenzuzüglichsonstigerGutschriften
und abzüglich zur Verlustdeckung abgeschriebener Beträge bilden das
Geschäftsguthaben eines Mitglieds.

   

(5) DasGeschäftsguthabendarf,solangedasMitgliednichtausgeschiedenist,vonder
Genossenschaftnichtausgezahlt,nichtaufgerechnetoderim geschäftlichenBetrieb
derGenossenschaftalsSicherheitverwendetwerden.EinegeschuldeteEinzahlung
darf nicht erlassen werden; gegen diese kann das Mitglied nicht aufrechnen.

   

(6) DieAbtretungoderVerpfändungdesGeschäftsguthabensanDritteistunzulässigund
der Genossenschaft gegenüber unwirksam. Eine Aufrechnung des
GeschäftsguthabensdurchdasMitgliedgegenseineVerbindlichkeitengegenüberder
Genossenschaft ist nicht gestattet. Für das Auseinandersetzungsguthaben gilt § 10.

§ 38Gesetzliche Rücklage
   

(1) Die gesetzliche Rücklage dient zur Deckung von Bilanzverlusten.
   

(2) DiegesetzlicheRücklagewirdgebildetdurcheinejährlicheZuweisungvonmindestens
10ProzentdesJahresüberschusseszuzüglicheineseventuellenGewinnvortragsbzw.
abzüglicheineseventuellenVerlustvortrags,solangedieRücklage5Prozentder
Bilanzsumme nicht erreicht.

   

(3) Über die Verwendung der gesetzlichen Rücklage beschließt die Generalversammlung.

§ 39Andere Ergebnisrücklagen
   

NebendergesetzlichenRücklagewirdeineandereErgebnisrücklagegebildet,der
jährlichmindestens10ProzentdesJahresüberschusseszuzüglicheineseventuellen
Gewinnvortragsbzw.abzüglicheineseventuellenVerlustvortragszuzuweisensind.
Weitere Ergebnisrücklagen können gebildet werden. Über ihre Verwendung
beschließen Vorstand und Aufsichtsratin gemeinsamerSitzung (§ 23 Abs.1
Buchst. g).

§ 40 Nachschusspflicht
   

(1) DieNachschusspflichtderMitgliederistaufdieHaftsummebeschränkt.DieHaftsumme
für jeden Geschäftsanteil beträgt 500,- EUR.

   

(2) Ab dem 1. Januar 2022 ist die Nachschusspflicht der Mitglieder ausgeschlossen.
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V. RECHNUNGSWESEN

§ 41Geschäftsjahr
   

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 42Jahresabschluss und Lagebericht
   

(1) DerVorstandhatinnerhalbvondreiMonatennachEndedesGeschäftsjahresden
JahresabschlussunddengesetzlichenLageberichtfürdasvergangeneGeschäftsjahr
aufzustellen.

   

(2) Der Vorstand hatden Jahresabschluss sowie den gesetzlichen Lagebericht
unverzüglichdemAufsichtsratund-ggf.nachPrüfunggemäß§340kHGB–sodann
mitdessenBerichtderGeneralversammlungzurFeststellungdesJahresabschlusses
vorzulegen.

   

(3) JahresabschlussundgesetzlicherLageberichtnebstdem BerichtdesAufsichtsrats
sollen mindestenseine Woche vordem Tag derGeneralversammlung in den
GeschäftsräumenderGenossenschaftoderaneineranderenbekanntzumachenden
StellezurEinsichtderMitgliederausgelegtoderihnensonstzurKenntnisgebracht
werden.

   

(4) DerBerichtdesAufsichtsratsüberseinePrüfungdesJahresabschlussesunddes
gesetzlichenLageberichts(§22Abs.3)istderordentlichenGeneralversammlungzu
erstatten.

§ 43Verwendung des Jahresüberschusses
   

(1) ÜberdieVerwendungdesJahresüberschussesbeschließtdieGeneralversammlung;
dieserkann,soweiternichtdergesetzlichen Rücklage (§ 38)oderanderen
Ergebnisrücklagen(§39)zugeführtoderzuanderenZweckenverwendetwird,andie
Mitglieder nach dem Verhältnis ihrer Geschäftsguthaben am Schluss des
vorhergegangenenGeschäftsjahresverteiltwerden.BeiderVerteilungsinddieim
abgelaufenenGeschäftsjahraufdenGeschäftsanteilgeleistetenEinzahlungenvom
erstenTagdesaufdieEinzahlungfolgendenKalendertagsanzuberücksichtigen.Der
aufdaseinzelneMitgliedentfallendeJahresüberschusswirddemGeschäftsguthaben
solangezugeschrieben,bisderGeschäftsanteilerreichtodereindurchVerlust
vermindertes Geschäftsguthaben wieder ergänzt ist.

   

(2) EinvomVorschlagdesVorstandsabweichenderBeschlussüberdieVerwendungdes
Jahresüberschusses, durch den nachträglich ein Bilanzverlust eintritt, ist nicht möglich.

§ 44Deckung eines Jahresfehlbetrages
   

(1) Über die Deckung eines Jahresfehlbetrages beschließt die Generalversammlung.
   

(2) Soweitein Jahresfehlbetrag nichtaufneue Rechnung vorgetragen oderdurch
HeranziehungandererErgebnisrücklagengedecktwird,isterdurchdiegesetzliche
RücklageoderdurchAbschreibungvondenGeschäftsguthabenderMitgliederoder
durch beides zugleich zu decken.

   

(3) WerdendieGeschäftsguthabenzurVerlustdeckungherangezogen,sowirdderaufdas
einzelneMitgliedentfallendeVerlustanteilnachdem Verhältnisderübernommenen
GeschäftsanteileallerMitgliederbeiBeginndesGeschäftsjahres,indemderVerlust
entstanden ist, berechnet.
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VI. LIQUIDATION

§ 45Liquidation
   

NachderAuflösungerfolgtdieLiquidationderGenossenschaft.FürdieVerteilungdes
VermögensderGenossenschaftistdasGesetzmitderMaßgabeanzuwenden,dass
Überschüssenachdem VerhältnisderGeschäftsguthabenandieMitgliederverteilt
werden.

VII.BEKANNTMACHUNGEN

§ 46Bekanntmachungen
   

(1) Die Bekanntmachungen derGenossenschaftwerden,soweitgesetzlich nichts
Abweichendesvorgeschriebenist,unterihrerFirmainderMindelheimerZeitung,der
JahresabschlussunddergesetzlicheLageberichtsowiediein§325HGBgenannten
Unterlagen werden nur im Bundesanzeiger veröffentlicht.

   

(2) BeiderBekanntmachungsinddieNamenderPersonenanzugeben,vondenensie
ausgeht.

   

(3) SinddieBekanntmachungeninderMindelheimerZeitungnichtmöglich,sowirdbiszur
BestimmungeinesanderenBekanntmachungsorgansdurchdieGeneralversammlung
diese durch unmittelbare Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder in Textform
einberufen.DieübrigenBekanntmachungenerfolgenbiszurBestimmung eines
anderen Bekanntmachungsorgans im Bundesanzeiger.

Diese Satzung wurde angenommen in der Generalversammlung vom 01.09.2021

und in das Genossenschaftsregister eingetragen am 21.10.2021
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